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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
A.	in der Erwägung, dass es in den vergangenen Jahren durch technologische Neuerungen, neue Geschäftsmodelle und die Digitalisierung zu einem Wandel in der Verkehrsbranche gekommen ist, durch den herkömmliche Geschäftsmodelle, Arbeitsbedingungen und Beschäftigung in dieser Branche stark beeinflusst wurden; in der Erwägung, dass es zum einen zu einer Öffnung in der Verkehrsbranche gekommen ist und sich die Arbeitsbedingungen zum anderen aufgrund der Wirtschaftskrise und in einigen Fällen aufgrund der unzureichenden Umsetzung bestehender Rechtsvorschriften verschlechtert haben;
B.	in der Erwägung, dass in der Verkehrsbranche nicht nur Anbieter tätig sind, die unmittelbare Verkehrsdienstleistungen erbringen, sondern auch KMU, die Dienstleistungen wie die Wartung von Verkehrsmitteln, den Verkauf von Ersatzteilen, Mitarbeiterschulungen und den Fahrzeug- und Materialverleih anbieten; in der Erwägung, dass ein enormes Potenzial für die Schaffung von Arbeitsplätzen, auch für die Beschäftigung hochqualifizierter Arbeitnehmer, im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten besteht; in der Erwägung, dass mit den Strategien für den Verkehrssektor den Interessen der gesamten Wertschöpfungskette Rechnung getragen werden sollte;
C.	in der Erwägung, dass die Kommission in ihrer Mitteilung mit dem Titel „Europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft“ (COM(2016)0356) darauf hinweist, dass flexible Arbeitsregelungen in der kollaborativen Wirtschaft zu Unsicherheiten hinsichtlich der geltenden Rechte und anwendbaren Sozialschutzniveaus führen und dass die Grenzen zwischen Selbständigen und Arbeitnehmern stärker verschwimmen;
D.	in der Erwägung, dass nur 1,7 % der EU‑Unternehmen sich die modernen digitalen Technologien tatsächlich voll zunutze machen, wogegen 41 % überhaupt nicht darauf zurückgreifen; in der Erwägung, dass die Digitalisierung alle Wirtschaftszweige erfassen muss, wenn die EU ihre Wettbewerbsfähigkeit behaupten und ausbauen will;
E.	in Erwägung, dass den KMU bei der Schaffung von Arbeitsplätzen im Verkehrsgewerbe und insbesondere im Straßenverkehr eine besondere Bedeutung zukommt und sie sich gegenüber größeren Unternehmen in einer schwächeren Position befinden, was den Zugang zu Finanzmitteln für unerlässliche Investitionen betrifft, wozu Kredite und EU‑Fördermittel zählen;
F.	in der Erwägung, dass die kollaborative Wirtschaft durch ihre Flexibilität und niedrige Zugangsschwelle Beschäftigungsmöglichkeiten für jene Personengruppen bieten kann, die in der Vergangenheit vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen waren, was insbesondere auf Frauen, junge Menschen und Migranten zutrifft;
G.	in der Erwägung, dass die Sozialpartner der Branche in Europa über den unlauteren Wettbewerb im Bereich der innerstädtischen Mobilität beunruhigt sind, der im Zuge der Entwicklung von Plattformen für die Bereitstellung von Mitfahrgelegenheiten gegen eine Gegenleistung entsteht, die oftmals mit unlauteren Marktpraktiken in Verbindung gebracht werden, darunter die Vermeidung der Zahlung von Steuer- und Sozialversicherungsabgaben sowie die Umgehung von Beschäftigungs- und Sozialnormen;
H.	in der Erwägung, dass die Verkehrsdienstleistungen einen guten Einstieg in die Selbständigkeit bieten und eine Kultur des Unternehmertums fördern können;
I.	in der Erwägung, dass die Verantwortung für Sozialversicherungsbeiträge und Leistungen für Arbeitnehmer in der Verkehrsbranche jüngsten Erkenntnissen zufolge zunehmend auf Unterauftragnehmer und selbständige Fahrer übertragen wird; in der Erwägung, dass die Gefahr besteht, dass selbständige Fahrer in prekäre Arbeitsbedingungen gedrängt werden, und es zudem immer häufiger zur Scheinselbständigkeit kommt[footnoteRef:1]; [1:  Bericht im Auftrag der Europäischen Kommission zur Lage des Güterkraftverkehrs in der EU (2014), Task A: „Collection and Analysis of Data on the Structure of the Road Haulage Sector in the European Union“ (3. Februar 2014); http://ec.europa.eu/transport/modes/road/studies/doc/2014-02-03-state-of-the-eu-road-haulage-market-task-a-report.pdf.] 

J.	in der Erwägung, dass Online‑Plattformen für Verkehrsdienstleistungen es ermöglichen, die Nachfrage von Verbrauchern nach Dienstleistungen einerseits und das Angebot an Arbeitskräften eingetragener Unternehmen oder gemeldeter Arbeitnehmer andererseits schnell zusammenzubringen;
K.	in der Erwägung, dass hochwertige Arbeitsplätze der OECD zufolge wesentlich sind, wenn starke Ungleichheit bekämpft und sozialer Zusammenhalt gefördert werden soll[footnoteRef:2]; [2:  Vortrag von Mark Pearson, stellvertretender Direktor, Direktion Beschäftigung, Arbeit und Soziales, OECD, bei der Anhörung des EMPL‑ und des ECON‑Ausschusses am 21. Juni 2016; https://polcms.secure.europarl.europa.eu/cmsdata/upmloas/e54ad36f-29cb-4c77-a9c7-2e4e2858fe55/Microsoft%20-%20Inequality%20OECD%Pearson.pdf.] 

1.	betont, dass ein verhältnismäßiges investitionsfreundliches Regelungs‑ und Verwaltungsumfeld mit einem leichteren Zugang zu Finanzierungsmitteln erforderlich ist, durch das gleichzeitig nachhaltiges Wachstum und menschenwürdige Arbeitsplätze in kleinen Verkehrsunternehmen gefördert werden; 
2.	begrüßt die Entstehung der kollaborativen Wirtschaft im Verkehrssektor mit flexibleren Arbeitsformen; hebt hervor, dass kollaborative Geschäftsmodelle im Verkehrssektor im Rahmen einer umfassenderen Debatte erörtert werden sollten, damit faire und transparente Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden können; betont die Bedeutung eines stabilen rechtlichen Rahmens, um die weitere Entwicklung der kollaborativen Wirtschaft zu fördern;
3.	stellt fest, dass die Zahl der Teilzeitbeschäftigten, Leiharbeitnehmer und Selbständigen in der Verkehrsbranche gestiegen ist und dass die allgemeine Tendenz hin zu flexibleren Beschäftigungsverhältnissen geht; stellt fest, dass durch die kollaborative Wirtschaft im Verkehrssektor neue Möglichkeiten für zusätzliche Einkünfte, für die Beschäftigung junger Menschen (insbesondere derer, die eine Gelegenheitsbeschäftigung oder flexible Beschäftigungsformen suchen, durch die sich Beruf und Studium miteinander vereinbaren lassen), für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und für die Verringerung von Unterbeschäftigung und Arbeitslosigkeit entstehen; betont jedoch, dass diese Entwicklung unter gewissen Umständen auch prekäre Verhältnisse bedingen kann; betont, dass die bestehenden Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften sowie Sozialschutzmaßnahmen für flexible Beschäftigungsverhältnisse gelten müssen, um langfristigen sozialen und finanziellen Auswirkungen vorzubeugen, und dass dabei mögliche Gefahren wie Überlastung der Arbeitskräfte oder nicht leistungsgerechte Bezahlung ausgeschlossen werden müssen; verweist daher mit Nachdruck auf die Notwendigkeit der Arbeitsmarktflexibilität einerseits und der wirtschaftlichen und sozialen Sicherheit der Arbeitskräfte andererseits; betont, dass die Arbeitsbedingungen und die Beschäftigungsstandards durch eine Kostenverringerung nicht beeinträchtigt werden sollten;
4.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Anzahl und die Art der Arbeitsplätze in der Verkehrsbranche in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern regelmäßig zu bewerten und dafür zu sorgen, dass die Beschäftigungs- und Sozialpolitik mit der Digitalisierung des Arbeitsmarkts in der Verkehrsbranche Schritt hält;
5.	weist darauf hin, dass sich die digitale Wirtschaft auch auf gewerbliche Dienstleistungen und Mittler erstreckt, die Plattformen zur Verfügung stellen, die lediglich eine Verbindung zwischen Anbieter und Nutzer ermöglichen; legt den Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht nahe, Mindestschwellen einzuführen, um bei Wirtschaftstätigkeiten zwischen der Erbringung gewerblicher Dienstleistungen und der Erbringung nichtgewerblicher Dienste zwischen Privatpersonen zu unterscheiden; betont, dass die Nutzung letzterer zu gewerblichen Zwecken ebenfalls geregelt werden sollte, während bei gewerblichen Dienstleistungen in der Regel die Steuer- und Sozialschutzbestimmungen einzuhalten sind; 
6.	weist auf die Chancen hin, die sich aus der kollaborativen Wirtschaft und dem digitalen Binnenmarkt ergeben, wenn es darum geht, in kleinen Verkehrsunternehmen Arbeitsplätze zu schaffen und für inklusives Wachstum zu sorgen; betont, dass die kollaborative Wirtschaft wie jede andere Wirtschaft auch Steuern und Sozialversicherungsbeiträge zahlen, arbeits- und sozialrechtliche Bestimmungen einhalten und für Verbraucherschutz sorgen muss; betont, dass das hohe Transparenzpotenzial der kollaborativen Wirtschaft eine gute Rückverfolgbarkeit der Verkehrsdienstleistungen gemäß dem Ziel der Durchsetzung bestehender Rechtsvorschriften ermöglicht; fordert die Kommission auf, Leitlinien dafür zu veröffentlichen, wie das Unionsrecht auf die unterschiedlichen kollaborativ ausgelegten Geschäftsmodelle anzuwenden ist, damit Regelungslücken im Bereich Beschäftigung und Sozialschutz, falls nötig, auf eine Weise geschlossen werden, die den nationalen Zuständigkeiten Rechnung trägt; fordert die Mitgliedstaaten auf, ausreichende Überprüfungen durchzuführen und im Falle von Verstößen gegen die Vorschriften Sanktionen zu verhängen;
7.	weist auf die vergleichsweise niedrigen Berufseinstiegshürden in der Verkehrsbranche hin und ihr damit verbundenes großes Potenzial, die Langzeitarbeitslosigkeit zu bekämpfen;
8.	betont, dass alle Verkehrsdienstleister, auch jene der kollaborativen Wirtschaft, die geltenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzbestimmungen einhalten müssen und dass für sie Mindestanforderungen an Sicherheit und Registrierung gelten sollten, unabhängig von ihren Geschäfts- oder Beschäftigungsmodellen und davon, ob es sich um Plattformen für die Bereitstellung von Mitfahrgelegenheiten gegen eine Gegenleistung, Leiharbeit oder ein anderes Modell handelt;
9.	fordert die Mitgliedsstaaten auf, alle Gesetze und Regelungen, die Plattformen, die Beförderungsdienste online anbieten, betreffen, vollständig umzusetzen und auch durchzusetzen;
10.	betont, wie wichtig es ist, die vorgeschriebenen Arbeitszeitregelungen und Lenk- und Ruhezeiten in der Verkehrsbranche einzuhalten; weist erneut darauf hin, dass die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 über Fahrtenschreiber im Straßenverkehr nicht für Fahrzeuge unter 3,5 Tonnen (leichte Nutzfahrzeuge) gilt; betont, dass die Einhaltung gemäß dieser Verordnung mithilfe von in den Fahrzeugen installierten digitalen Kontrollgeräten überwacht werden sollte; fordert eine Intensivierung der Kontrollen von Arbeits- und Ruhezeiten; weist erneut darauf hin, dass die Wahrnehmung aller Aufgaben, die mit der Tätigkeit eines Arbeitnehmers zusammenhängen, als Arbeitszeit anzusehen ist; betont außerdem, dass die Einhaltung europäischer und einzelstaatlicher Rechtsvorschriften über Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz einschließlich der Arbeitsbedingungen in Fahrzeugen überwacht werden muss, und zwar für alle in der Verkehrsbranche tätigen Personen, unabhängig von deren Beschäftigungsstatus als Selbständige, Unterauftragnehmer, Zeitarbeiter oder vertraglich Beschäftigte;
11.	begrüßt den wichtigen Beitrag der Gewerkschaften, die in vielen Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit Verkehrsdienstleistern darum bemüht sind, den Wandel in der Verkehrsbranche in sozial verträglicher Weise zu bewältigen; hebt die Bedeutung starker, unabhängiger Sozialpartner in der Verkehrsbranche, eines institutionalisierten sozialen Dialogs und der Einbeziehung der Beschäftigten in Unternehmensangelegenheiten hervor; bestärkt die Sozialpartner darin, im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Vorgehensweisen Kollektivverträge für alle Verkehrsdienste auszuhandeln, da diese Verträge ein wirksames Instrument sind, mit dem für angemessene Sozial- und Beschäftigungsnormen gesorgt werden kann; bestärkt die KMU der Branche darin, Verbände oder Plattformen zu gründen, durch die sie in diesem Zusammenhang unterstützt werden und stets informiert bleiben;
12.	nimmt die laufenden Gespräche über die Einführung von Mindestlöhnen in einigen Mitgliedstaaten für Verkehrsunternehmen, die in ihrem Hoheitsgebiet tätig sind, zur Kenntnis; weist auf die Erklärung des Präsidenten der Kommission, Jean‑Claude Juncker, in seiner Rede zur Eröffnung der Plenartagung des Europäischen Parlaments hin, wonach „[i]n unserer Union [...] gleiche Arbeit am gleichen Ort gleich vergütet werden [sollte]“[footnoteRef:3]; [3:  „A New Start for Europe: My Agenda for Jobs, Growth, Fairness and Democratic Change – Political Guidelines for the next European Commission; Opening Statement in the European Parliament Plenary Session Strasbourg, 15 July 2015; Jean-Claude Juncker, Candidate for President of the European Commission“, S. 7; http://www.eesc.europa.eu/resources/docs/jean-claude-juncker---political-guidelines.pdf.
] 

13.	empfiehlt kollaborativen Unternehmen und in der Verkehrsbranche tätigen Personen, Modelle zu finden, in deren Rahmen sie zusammenarbeiten können, um gemeinsame Interessen, zum Beispiel im Bereich Versicherungen, zu verfolgen;
14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für einen fairen Wettbewerb, menschenwürdige Arbeitsbedingungen und Sozialschutz für alle Arbeitnehmer zu sorgen, um prekäre Arbeitsverhältnisse in einer sich im Umbruch befindenden Branche einzudämmen und für eine bessere Durchsetzung der bestehenden Rechtsvorschriften und Kollektivverträge zu sorgen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gegen wettbewerbswidrige Praktiken in der Verkehrsbranche vorzugehen und in diesem Zusammenhang bewährte Verfahren auszutauschen; fordert insbesondere die Mitgliedstaaten und die Sozialpartner auf, die Plattform zur Bekämpfung von Schwarzarbeit zu nutzen; ist der Ansicht, dass die kollaborative Wirtschaft die Mitgliedstaaten durch aufgezeichnete elektronische Transaktionen bei der Bekämpfung von Vorgehensweisen, die einen unlauteren Wettbewerb begünstigen könnten, unterstützen kann;
15.	weist erneut darauf hin, dass der Begriff „Arbeitnehmer“ vom Gerichtshof der Europäischen Union auf der Grundlage eines durch bestimmte Merkmale wie Unterordnung, Vergütung und Art der Beschäftigung gekennzeichneten Beschäftigungsverhältnisses festgelegt wurde; begrüßt in diesem Zusammenhang die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft“; fordert, verstärkt Bemühungen anzustrengen, um Scheinselbstständigkeit zu bekämpfen, Arbeitnehmer zu schützen und gleiche Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen in der Verkehrsbranche zu schaffen;
16.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, allen Arbeitskräften in der Verkehrsbranche unabhängig von Größe und Art des Unternehmens, bei dem sie angestellt sind, Beschäftigungsort oder zugrunde liegendem Vertrag gute Arbeitsbedingungen und das erforderliche Maß an Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zu garantieren; unterstreicht die Bedeutung von Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, insbesondere in Anbetracht des demografischen Wandels und der hohen Mobilität der Arbeitnehmer in der Verkehrsbranche;
17.	weist darauf hin, dass es in der Verkehrsbranche immer wieder zu unlauterem Wettbewerb kommt, was häufig zulasten kleiner Verkehrsunternehmen geht; erinnert daran, dass unlauterer Wettbewerb zur Verschlechterung der Arbeitsbedingungen beitragen kann; fordert die zuständigen Behörden auf, in diesem Zusammenhang jedes Fehlverhalten angemessen zu sanktionieren;
18.	betont, dass die Arbeits- und Beschäftigungsnormen durch die Vergabe von Unteraufträgen nicht umgangen werden dürfen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Situation zu überwachen, Rechtsvorschriften zur Gesamthaftung, falls nötig, zu verschärfen und dafür zu sorgen, dass die geltenden Bestimmungen angemessen umgesetzt und durchgesetzt werden;
19.	begrüßt die von den Sozialpartnern ausgehandelten flexiblen Arbeitszeitmodelle in der Verkehrsbranche, durch die Arbeitnehmer ihr Berufs- und Privatleben besser vereinbaren können; betont jedoch, wie wichtig es ist, die Einhaltung der vorgeschriebenen Arbeitszeiten sowie Lenk- und Ruhezeiten zu überwachen, was infolge der Digitalisierung in der Transportbranche vereinfacht werden sollte;
20.	hebt hervor, dass KMU, die in kleinen Ortschaften und in schwer zugänglichen bzw. am Rande von Ballungsräumen gelegenen Gebieten im Verkehrsgewerbe tätig sind, von großer Bedeutung dafür sind, Pendler zum Arbeitsplatz bzw. in die Schule, zu Geschäften und anderen Stellen zu befördern, zumal wenn der öffentliche Personenverkehr nicht reibungslos funktioniert; 
21.	betont, wie wichtig die im 21. Jahrhundert gefragten beruflichen Kompetenzen wie digitale Kompetenzen, Teamfähigkeit, kritisches Denken und Problemlösungskompetenzen für Beschäftigte im Verkehrssektor im Umgang mit Veränderungen und technologischen Entwicklungen in der Branche sind; betont, dass die Weiterbildung von Arbeitnehmern für einen sozial verträglichen Wandel und die Anpassung der Verkehrsbranche ausschlaggebend ist; fordert die Sozialpartner sowie die Aus- und Weiterbildungseinrichtungen auf, diesbezüglich Kompetenzvermittlungsstrategien und Ausbildungsprogramme für kleine Verkehrsunternehmen auszuarbeiten; ist der Auffassung, dass die Heranführung von Arbeitnehmern an neue Technologien wie IT‑ und Sendungsverfolgungs‑Anwendungen Aufgabe der Arbeitgeber ist; betont, dass im Fall von Zeitarbeit die vermittelnde Agentur für die entsprechende Vorbereitung und Ausbildung der Arbeitskräfte sorgen muss;
22.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Sozialwirtschaftsmodelle in der Verkehrsbranche zu fördern und in diesem Zusammenhang bewährte Vorgehensweisen auszutauschen, da sich soziale Unternehmen in Zeiten der Wirtschaftskrise im Vergleich zu anderen Geschäftsmodellen als krisenbeständiger erwiesen haben;
23.	fordert die Kommission auf, verlässliche Daten zur kollaborativen Wirtschaft im Verkehrssektor zu erheben und die Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen zu untersuchen.
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